10. APRIL 1995 - Gesetz über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor
(offizielle deutsche Übersetzung: Belgisches Staatsblatt vom 27. August 1996)
Konsolidierung

Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:
- die Artikel 26 und 27 des Gesetzes vom 20. Mai 1997 zur Festlegung verschiedener Maßnahmen in Angelegenheiten des Öffentlichen Dienstes (Belgisches Staatsblatt vom 15. Januar 1999),

- das Gesetz vom 3. Dezember 1997 zur Abänderung des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 15. Januar 1999),

- die Artikel 21, 22, 23 und 24 des Gesetzes vom 22. März 1999 zur Festlegung verschiedener Maßnahmen in Angelegenheiten des Öffentlichen Dienstes (Belgisches Staatsblatt vom 5. Februar 2000),

- den Königlichen Erlass vom 1. Juni 1999 zur Ausführung von Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 5. Februar 2000),

- den Königlichen Erlass vom 20. Juli 2000 zur Ausführung des Gesetzes vom 26. Juni 2000 über die Einführung des Euro in die Rechtsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 78 der Verfassung erwähnten Angelegenheiten in Sachen öffentlicher Dienst (Belgisches Staatsblatt vom 13. April 2001),

- den Königlichen Erlass vom 14. Dezember 2000 zur Ausführung von Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 10. August 2001), 

- das Gesetz vom 27. Dezember 2000 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Bezug auf die Rechtsstellung des Personals der Polizeidienste (Belgisches Staatsblatt vom 12. Juli 2002),
- die Artikel 99 bis 101 des Programmgesetzes vom 30. Dezember 2001 (Belgisches Staatsblatt vom 9. März 2004),
- Artikel 448 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002 (Belgisches Staatsblatt vom 26. September 2003),
- den Königlichen Erlass vom 3. Oktober 2003 zur Ausführung von Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 9. März 2004),

- die Artikel 44 bis 46 des Programmgesetzes vom 22. Dezember 2003 (Belgisches Staatsblatt vom 26. April 2004),
- den Königlichen Erlass vom 1. Februar 2005 zur Ausführung von Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 26. April 2004),

- die Artikel 54 und 55 des Gesetzes vom 12. Januar 2006 zur Schaffung des "Pensionsdienstes für den öffentlichen Sektor" (Belgisches Staatsblatt vom 21. August 2007),

- den Königlichen Erlass vom 22. Februar 2006 zur Ausführung von Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 31. Januar 2007),

- Artikel 62 des Gesetzes vom 10. Juni 2006 zur Reform der Laufbahnen und der Besoldung des Personals der Kanzleien und der Sekretariate der Staatsanwaltschaften (Belgisches Staatsblatt vom 16. März 2007),

- Artikel 149 des Gesetzes vom 1. März 2007 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen (III) (Belgisches Staatsblatt vom 17. August 2007),

- das Gesetz vom 4. Juni 2007 zur Abänderung des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 29. November 2007),

- den Königlichen Erlass vom 14. Februar 2008 zur Ausführung von Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 22. April 2008),

- die Artikel 1 und 2 des Königlichen Erlasses vom 19. Dezember 2008 zur Ausführung von Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 17. April 2013),
- die Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen (I) (Belgisches Staatsblatt vom 24. April 2009),
- die Artikel 1 und 2 des Königlichen Erlasses vom 4. Februar 2011 zur Ausführung von Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 17. April 2013),

- die Artikel 9 und 10 des Gesetzes vom 19. Juli 2012 über die Viertagewoche und die Halbzeitbeschäftigung ab 50 oder 55 Jahren im öffentlichen Sektor (Belgisches Staatsblatt vom 17. April 2013),
- Artikel 19 des Gesetzes vom 21. Dezember 2013 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich Inneres (Belgisches Staatsblatt vom 25. November 2014),
- Artikel 27 des Gesetzes vom 24. April 2014 zur Anpassung der Ermäßigung der Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherheit infolge der 6. Staatsreform (Belgisches Staatsblatt vom 20. März 2015),
- Artikel 127 des Gesetzes vom 18. März 2016 zur Änderung der Bezeichnung des Landespensionsamts in Föderaler Pensionsdienst, zur Integrierung der Zuständigkeiten und des Personals des Pensionsdienstes für den öffentlichen Sektor, der Pensionsaufträge der lokalen und provinzialen Sektoren des Amtes für die Sonderregelungen der sozialen Sicherheit sowie von HR Rail und zur Übernahme des kollektiven Sozialdienstes des Amtes für die Sonderregelungen der sozialen Sicherheit (Belgisches Staatsblatt vom 29. November 2016).
Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

10. APRIL 1995 - Gesetz über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor
TITEL 1 - Einleitende Bestimmung

Artikel 1 - Das vorliegende Gesetz ist ein Unternehmensplan zur Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor, was die Anwendung der Artikel 5 § 1 Absatz 2 und 24 des Königlichen Erlasses vom 24. Dezember 1993 zur Ausführung des Gesetzes vom 6. Januar 1989 zur Wahrung der Konkurrenzfähigkeit des Landes, bestätigt durch das Gesetz vom 30. März 1994 zur Festlegung sozialer Bestimmungen, betrifft.

TITEL 2 - Vorzeitiges Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit
KAPITEL 1 - Anwendungsbereich

Art. 2 - Der vorliegende Titel ist auf folgende öffentliche Dienste anwendbar:


1. [den föderalen administrativen öffentlichen Dienst, so wie er in Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 1993 zur Festlegung bestimmter Maßnahmen in Bezug auf den öffentlichen Dienst definiert ist,]


2. [Personal im Dienst der Gerichtshöfe und Gerichte,]


3. die Provinzen [einschließlich der Provinzialregien und der autonomen Provinzialregien,]


4. die Gemeinden [einschließlich der Gemeinderegien und der autonomen Gemeinderegien.]


Der vorliegende Titel ist ebenfalls auf die vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass bestimmten anderen Verwaltungen und Dienste des Föderalstaates und öffentlichen Dienste, die der Gewalt oder der Aufsicht der Föderalbehörde unterliegen, anwendbar.


[Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass gemäß den von Ihm festgelegten Regeln und Bedingungen das in Titel 2 erwähnte vorzeitige Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit und die in Titel 3 Kapitel 1 und 2 erwähnte freiwillige Viertagewoche ganz oder teilweise auf alle oder bestimmte Personalmitglieder des Einsatzkaders und des Verwaltungs- und Logistikkaders der Polizeidienste, die in Artikel 116 des Gesetzes vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes erwähnt sind, oder auf die Personalmitglieder eines der beiden vorerwähnten Kader und der in Artikel 143 desselben Gesetzes vom 7. Dezember 1998 erwähnten Generalinspektion der föderalen Polizei und der lokalen Polizei für anwendbar erklären.]

[Art. 2 Abs. 1 Nr. 1 ersetzt durch Art. 448 des G. (I) vom 24. Dezember 2002 (B.S. vom 31. Dezember 2002); Abs. 1 Nr. 2 ersetzt durch Art. 62 des G. vom 10. Juni 2006 (B.S. vom 24. November 2006); Abs. 1 Nr. 3 ergänzt durch Art. 2 Nr. 1 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997); Abs. 1 Nr. 4 ergänzt durch Art. 2 Nr. 2 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997); Abs. 3 eingefügt durch Art. 32 Nr. 1 des G. vom 27. Dezember 2000 (B.S. vom 6. Januar 2001)]
KAPITEL 2 - Recht auf vorzeitiges Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit

Art. 3 - § 1 - [Ab fünfundfünfzig Jahren haben endgültig ernannte Personalmitglieder das Recht, bis zum Datum ihrer Versetzung in den Ruhestand - ob diese Versetzung in den Ruhestand vorzeitig ist oder nicht - ihr Amt im Rahmen einer Halbzeitbeschäftigung auszuüben.]


[In Abweichung von Absatz 1 können die Personalmitglieder, auf die das durch vorliegenden Titel festgeschriebene Recht auf vorzeitiges Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit gemäß Artikel 2 Absatz 3 Anwendung findet und die am Tag des in Artikel 241 Absatz 1 des Gesetzes vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes erwähnten Überwechselns zur föderalen Polizei Mitglieder des operativen Korps der Gendarmerie waren, das in vorliegendem Kapitel erwähnte Recht auf vorzeitiges Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit frühestens ab dem Tag in Anspruch nehmen, an dem sie das 55. Lebensjahr vollendet haben, wenn es sich um ehemalige Offiziere der Gendarmerie handelt, oder an dem sie das 53. Lebensjahr vollendet haben, wenn es sich um ehemalige Unteroffiziere der Gendarmerie handelt.]


§ 2 - [Damit das in § 1 Absatz 1 erwähnte Recht beansprucht werden kann, muss das Personalmitglied bei dem öffentlichen Dienst, dem es untersteht, einen Antrag einreichen.]


Die Bestimmungen in Bezug auf die Beantragung der Pension sind weiterhin anwendbar.


§ 3 - Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Modalitäten der Ausübung des in § 1 erwähnten Rechts und die Ämter, deren Inhaber von diesem Recht ausgeschlossen sind.


Die Maßnahmen, die in dem in Absatz 1 erwähnten Ausführungserlass enthalten sind, können vorbehaltlich besonderer Anwendungsmodalitäten von der zuständigen Behörde auf öffentliche Dienste ausgedehnt werden, über die der König keine Verordnungsbefugnis ausübt.


[Vorbehaltlich besonderer Anwendungsmodalitäten sind die Ausführungsmaßnahmen, die in dem in Absatz 1 erwähnten Königlichen Erlass enthalten sind, von Rechts wegen auf die Personalmitglieder der in Artikel 2 erwähnten öffentlichen Dienste anwendbar, ohne dass die Stellungnahmen angefragt oder die Vorschläge abgewartet werden müssen, die durch Gesetzes- oder Verordnungsbestimmungen vorgeschrieben sind.]


[§ 4 - Das endgültig ernannte Personalmitglied kann unter Berücksichtigung einer dreimonatigen Kündigungsfrist der in § 1 erwähnten Arbeitsregelung ein Ende setzen, es sei denn, dass die Behörde, der der Betroffene untersteht, auf dessen Antrag hin eine kürzere Frist annimmt. In diesem Fall kann der Betroffene keinen neuen Antrag auf vorzeitiges Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit einreichen.]

[Art. 3 § 1 Abs. 1 ersetzt durch Art. 2 Nr. 1 des G. vom 4. Juni 2007 (B.S. vom 24. August 2007); § 1 Abs. 2 eingefügt durch Art. 32 Nr. 2 des G. vom 27. Dezember 2000 (B.S. vom 6. Januar 2001); § 2 Abs. 1 ersetzt durch Art. 2 Nr. 2 des G. vom 4. Juni 2007 (B.S. vom 24. August 2007); § 3 Abs. 3 eingefügt durch Art. 21 Nr. 2 des G. vom 22. März 1999 (B.S. vom 30. April 1999); § 4 eingefügt durch Art. 2 Nr. 3 des G. vom 4. Juni 2007 (B.S. vom 24. August 2007)]

Art. 4 - § 1 - Personalmitglieder, die von dem in Artikel 3 erwähnten Recht Gebrauch machen, erhalten zulasten des öffentlichen Dienstes, der sie beschäftigt, das für die Halbzeitarbeit geschuldete Gehalt zuzüglich einer monatlichen Prämie in Höhe von [295,99 EUR].


[Was die in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 3 und 4 erwähnten öffentlichen Dienste anbelangt], entspricht die monatliche Prämie jedoch einem Betrag, der von jeder der betreffenden Verwaltungen festgelegt wird und zwischen [198,32 EUR] und [295,99 EUR] liegt.


§ 2 - In Abweichung von Artikel 30 § 1 des Königlichen Erlasses vom 28. November 1969 zur Ausführung des Gesetzes vom 27. Juni 1969 zur Revision des Gesetzerlasses vom 28. Dezember 1944 über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer wird die in § 1 erwähnte Prämie bei der Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge nicht berücksichtigt.


§ 3 - Der Abwesenheitszeitraum gilt als Urlaub und wird einem Zeitraum aktiven Dienstes oder, in Ermangelung eines solchen Stands in dem auf das Personalmitglied anwendbaren Statut, einem ähnlichen Stand gleichgesetzt.


[...]


[§ 4 - Das Personalmitglied kann auf die in § 1 erwähnte monatliche Prämie verzichten, falls deren Einnahme die Zahlung einer Pension ausschließt. Es sendet zu diesem Zweck der Behörde, der er untersteht, ein Einschreiben zu.]

[Art. 4 § 1 Abs. 1 abgeändert durch Art. 2 des G. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000); § 1 Abs. 2 abgeändert durch Art. 3 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997) und Art. 2 des G. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000); § 3 früherer Absatz 2 aufgehoben durch Art. 22 des G. vom 22. März 1999 (B.S. vom 30. April 1999); § 4 eingefügt durch Art. 26 des G. vom 20. Mai 1997 (B.S. vom 8. Juli 1997)]



Art. 5 - Zwei Personalmitglieder, die im selben öffentlichen Dienst von dem in Artikel 3 erwähnten Recht Gebrauch machen, [können] durch ein zusätzliches statutarisches Personalmitglied ersetzt werden.

[Art. 5 abgeändert durch Art. 99 des G. vom 30. Dezember 2001 (B.S. vom 31. Dezember 2001)] 

TITEL 3 - Freiwillige Viertagewoche
KAPITEL 1 - Föderale öffentliche Dienste

Art. 6 - Das vorliegende Kapitel findet Anwendung auf die in Artikel 2 erwähnten öffentlichen Dienste, [ausgenommen die öffentlichen Dienste, die in Absatz 1 Nr. 3 und 4 des genannten Artikels erwähnt sind.]

[Art. 6 abgeändert durch Art. 4 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997)]

Art. 7 - § 1 - Definitiv ernannte Personalmitglieder mit Vollzeitbeschäftigung und vollzeitbeschäftigte Personalmitglieder, die im Rahmen eines [...] Arbeitsvertrags angestellt sind, haben das Recht, [während eines Zeitraums von mindestens einem Jahr] vier Fünftel der ihnen normalerweise auferlegten Leistungen zu erbringen. Die Leistungen werden in vier Werktagen pro Woche erbracht.


[In Abweichung von Absatz 1 [können die Personalmitglieder der Polizeidienste für Leistungen, die sie im Rahmen der freiwilligen Viertagewoche erbringen, eine andere wöchentliche Verteilung beantragen].]


§ 2 - [Das Personalmitglied kann unter Berücksichtigung einer dreimonatigen Kündigungsfrist der in § 1 erwähnten Arbeitsregelung ein Ende setzen, es sei denn, dass die Behörde, der der Betroffene untersteht, auf dessen Antrag hin eine kürzere Frist annimmt.]


§ 3 - [...]


§ 4 - Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Modalitäten der Ausübung des in § 1 erwähnten Rechts sowie die Kategorien von Personen, die von diesem Recht ausgeschlossen sind, und die Ämter, deren Inhaber von demselben Recht ausgeschlossen sind.


[Vorbehaltlich besonderer Anwendungsmodalitäten sind die Ausführungsmaßnahmen, die in dem in Absatz 1 erwähnten Königlichen Erlass enthalten sind, von Rechts wegen auf die Personalmitglieder der in vorliegendem Kapitel erwähnten öffentlichen Dienste anwendbar, ohne dass die Stellungnahmen angefragt oder die Vorschläge abgewartet werden müssen, die durch Gesetzes- oder Verordnungsbestimmungen vorgeschrieben sind.]

[Art. 7 § 1 Abs. 1 (früherer einziger Absatz) abgeändert durch Art. 27 Nr. 1 des G. vom 20. Mai 1997 (B.S. vom 8. Juli 1997) und Art. 23 Nr. 1 des G. vom 22. März 1999 (B.S. vom 30. April 1999); § 1 Abs. 2 eingefügt durch Art. 149 des G. (III) vom 1. März 2007 (B.S. vom 14. März 2007) und abgeändert durch Art. 19 des G. vom 21. Dezember 2013 (B.S. vom 31. Dezember 2013); § 2 ersetzt durch Art. 27 Nr. 2 des G. vom 20. Mai 1997 (B.S. vom 8. Juli 1997); § 3 aufgehoben durch Art. 27 Nr. 3 des G. vom 20. Mai 1997 (B.S. vom 8. Juli 1997); § 4 Abs. 2 eingefügt durch Art. 23 Nr. 2 des G. vom 22. März 1999 (B.S. vom 30. April 1999)]

Art. 8 - § 1 - Personalmitglieder, die von dem in Artikel 7 erwähnten Recht Gebrauch machen, beziehen zulasten des öffentlichen Dienstes, der sie beschäftigt, das für die Teilzeitarbeit geschuldete Gehalt. Dieses Gehalt wird um eine Gehaltsergänzung von [80,57 EUR] pro Monat erhöht, die Bestandteil des Gehalts ist. Dieser Betrag ist an den Schwellen​index 117,19 gebunden.


§ 2 - Das Gesetz vom 1. März 1977 zur Einführung einer Regelung zur Kopplung gewisser Ausgaben im öffentlichen Sektor an den Verbraucherpreisindex des Königreiches ist auf die Gehaltsergänzung anwendbar.

[Art. 8 § 1 abgeändert durch Art. 2 des G. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000)]

Art. 9 - § 1 - Für die Arbeitszeit, die frei wird, wenn im selben öffentlichen Dienst mindestens zwei Personalmitglieder von dem in Artikel 7 erwähnten Recht Gebrauch machen, [können] Arbeitslose beschäftigt werden. Diese Arbeitslosen werden im Rahmen eines Arbeitsvertrags für eine Vollzeit- oder Teilzeitarbeit angestellt.


§ 2 - Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes versteht man unter "Arbeitslose ":


1. entschädigte Vollarbeitslose,


2. Empfänger des Existenzminimums,


[2bis. im Bevölkerungsregister eingetragene Sozialhilfeleistungsempfänger, die wegen ihrer Staatsangehörigkeit kein Recht auf das Existenzminimum haben,]


3. Behinderte, die eine Beihilfe zur Ersetzung des Einkommens beziehen,


4. Vertragspersonal, das im Rahmen eines Ersetzungsvertrags im betreffenden öffentlichen Dienst beschäftigt ist.


§ 3 - […]
[Art. 9 § 1 abgeändert durch Art. 100 des G. vom 30. Dezember 2001 (B.S. vom 31. Dezember 2001); § 2 einziger Absatz Nr. 2bis eingefügt durch Art. 5 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997); § 3 aufgehoben durch Art. 27 Nr. 1 des G. vom 24. April 2014 (B.S. vom 23. Mai 2014)] 

KAPITEL 2 - [Provinzen und Gemeinden
[Kapitel 2 mit früherem Artikel 10 ersetzt durch Kapitel 2 mit den Artikeln 10 bis 10quater durch Art. 6 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997)]

Art. 10 - Das vorliegende Kapitel ist anwendbar auf die Provinzen und Gemeinden einschließlich der Provinzialregien, autonomen Provinzialregien, Gemeinderegien und autonomen Gemeinderegien.


Art. 10bis - § 1 - Die vollzeitbeschäftigten Personalmitgliedern, die alle in Artikel 102 des Sanierungsgesetzes vom 22. Januar 1985 zur Festlegung sozialer Bestimmungen vorgesehenen Möglichkeiten, ihre Arbeitsleistungen zu verkürzen, ausgeschöpft haben und keinen Anspruch auf die im vorgenannten Artikel 102 vorgesehenen Möglichkeiten erheben können, haben das Recht, vier Fünftel der ihnen normalerweise auferlegten Leistungen zu erbringen. Die Leistungen werden in vier Werktagen pro Woche erbracht.


§ 2 - Die zuständige Behörde kann das in § 1 erwähnte Recht ebenfalls anderen als den in § 1 erwähnten Personalmitgliedern gewähren.


§ 3 - Die zuständige Behörde bestimmt die Modalitäten der Ausübung des in § 1 erwähnten Rechts sowie die Kategorien von Personen, die von diesem Recht ausgeschlossen sind, und die Ämter, deren Inhaber von diesem Recht ausgeschlossen sind.


Art. 10ter - § 1 - Personalmitglieder, die von dem in Artikel 10bis erwähnten Recht Gebrauch machen, beziehen zulasten des öffentlichen Dienstes, der sie beschäftigt, das für die Teilzeitarbeit geschuldete Gehalt. Dieses Gehalt wird um eine Gehaltsergänzung erhöht, die Bestandteil des Gehalts ist und zwischen [49,58 EUR] und [80,57 EUR] pro Monat liegt. Dieser Betrag ist an den Schwellenindex 117,19 gebunden.


§ 2 - Das Gesetz vom 1. März 1977 zur Einführung einer Regelung zur Kopplung gewisser Ausgaben im öffentlichen Sektor an den Verbraucherpreisindex des Königreiches ist auf die Gehaltsergänzung anwendbar.

[Art. 10ter § 1  abgeändert durch Art. 2 des K.E. vom 20. Juli 2000 (B.S. vom 30. August 2000)]

Art. 10quater - § 1 - Für die Arbeitszeit, die frei wird, wenn im selben öffentlichen Dienst mindestens zwei Personalmitglieder von dem in Artikel 10bis erwähnten Recht Gebrauch machen, [können] Arbeitslose, wie sie in Artikel 9 definiert sind, beschäftigt werden.


§ 2 - […]]

[Art. 10quater § 1 abgeändert durch Art. 101 des G. vom 30. Dezember 2001 (B.S. vom 31. Dezember 2001); § 2 aufgehoben durch Art. 27 Nr. 2 des G. vom 24. April 2014 (B.S. vom 23. Mai 2014)] 

KAPITEL 3 - Gemeinsame Bestimmungen

Art. 11 - § 1 - Für statutarische Personalmitglieder wird der Abwesenheitszeitraum als Urlaub betrachtet und dem aktiven Dienst oder, in Ermangelung eines solchen Stands in dem auf das Personalmitglied anwendbaren Statut, einem ähnlichen Stand gleichgesetzt.


§ 2 - Für Vertragspersonalmitglieder wird die Erfüllung des Arbeitsvertrags während der Abwesenheit ausgesetzt. Sie behalten jedoch ihr Recht auf Aufsteigen im Gehalt.


§ 3 - [...]

[Art. 11 § 3 aufgehoben durch Art. 24 des G. vom 22. März 1999 (B.S. vom 30. April 1999)]
TITEL 4 - Autonome öffentliche Unternehmen

Art. 12 - § 1 - [Die autonomen öffentlichen Unternehmen, die in Artikel 1 § 4 des Gesetzes vom 21. März 1991 zur Umstrukturierung bestimmter öffentlicher Wirtschaftsunternehmen aufgeführt sind, die Regie der Seetransporte und die Regie der Luftfahrtwege, die wie in § 2 erwähnt einen Unternehmensplan abschließen, können die Arbeitszeit, die frei wird, wenn Personalmitglieder von einer in § 2 erwähnten Maßnahme Gebrauch machen, durch die Ausgleichsanstellung von Arbeitslosen, so wie sie in Artikel 9 § 2 bestimmt sind, füllen.]

§ 2 - Der Unternehmensplan muss eine positive Auswirkung auf die Beschäftigung bezwecken und kann folgende Maßnahmen umfassen:


- freiwillige Teilzeitarbeit,


- Verkürzung der Arbeitszeit mit Ausgleichsanwerbung,


- Beschränkung der Überstunden mit Ausgleichsanwerbung,


- Einführung des Rechts auf Laufbahnunterbrechung und/oder auf Verkürzung der Arbeits​leistungen mit obligatorischer Ersetzung,


- Einführung des vorzeitigen Ausscheidens für die Hälfte der Arbeitszeit mit obligatorischer Ersetzung,


- Einführung der Schichtarbeit mit Ausgleichsanwerbung,


- Einführung von flexiblen Arbeitszeiten mit Ausgleichsanwerbung,


- Einführung einer Viertagewoche mit Ausgleichsanwerbung,


- andere dem Unternehmen eigene spezifische Maßnahmen zur Neuverteilung der Arbeit mit Ausgleichsanwerbung und/oder -ersetzung.


Der Unternehmensplan wird durch einen im Ministerrat beratenen Königlichen Erlass gebilligt. Er kann nur gebilligt werden, wenn ihm ein Finanzplan beigelegt ist, der beweist, dass die durch diese Maßnahmen entstehenden Kosten von dem Unternehmen getragen werden können und dass der in § 1 erwähnte Vorteil keine Wettbewerbsverzerrung verursacht.


§ 3 - Für die Anwendung des vorliegenden Artikels kann der König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass für alle öffentlichen Unternehmen oder für diejenigen, die Er bestimmt, und für die Regie der Seetransporte oder für die Regie der Luftfahrtwege spezifische Bedingungen und Modalitäten hinsichtlich der Billigung und Kontrolle vorsehen. In diesem Fall kann Er von der Verpflichtung zur Ausgleichsanwerbung oder -ersetzung abweichen.

[Art. 12 § 1 ersetzt durch Art. 27 Nr. 3 des G. vom 24. April 2014 (B.S. vom 23. Mai 2014)] 

TITEL 5 - Andere Verwaltungsbehörden


Art. 13 - Der vorliegende Titel ist auf die Verwaltungsbehörden anwendbar, die in Artikel 14 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat erwähnt sind und die weder den Titeln 2, 3 und 4 noch Artikel 23 des durch das Gesetz vom 30. März 1994 zur Festlegung sozialer Bestimmungen bestätigten Königlichen Erlasses vom 24. Dezember 1993 zur Ausführung des Gesetzes vom 6. Januar 1989 zur Wahrung der Konkurrenzfähigkeit des Landes unterliegen.

[Insofern, als die Titel 2 und 3 Bestimmungen enthalten, die anwendbar sind auf die Provinzen und Gemeinden, einschließlich der Provinzialregien, autonomen Provinzialregien, Gemeinderegien und autonomen Gemeinderegien, gelten die Bestimmungen dieser Titel in Bezug auf die Befreiung von den Arbeitgeberbeiträgen für diese Behörden nur insofern, als diese Bestimmungen in Anwendung von Artikel 14 ausdrücklich auf sie für anwendbar erklärt worden sind.]

[Art. 13 Abs. 2 eingefügt durch Art. 3 des G. vom 4. Juni 2007 (B.S. vom 24. August 2007)]


Art. 14 - [Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Anwendungsmodalitäten für die in Titel 2 oder in Titel 3 Kapitel 2 und 3 festgelegten Maßnahmen. Diese Bestimmung findet Anwendung auf alle ab dem 1. Januar 2009 eingereichten Anträge.]

[Was die Gemeinden, einschließlich der Gemeinderegien und autonomen Gemeinderegien, und die Provinzen, einschließlich der Provinzialregien und autonomen Provinzialregien, die öffentlichen Sozialhilfezentren und die öffentlichen Einrichtungen und die öffentlich‑rechtlichen Verbände, die von einer Provinz oder einer Gemeinde abhängen, betrifft, kann nur ein kollektiver Antrag eingereicht werden. Unter kollektivem Antrag ist ein Antrag zu verstehen, den die für die betroffene Gemeinschaft oder Region zuständige Behörde im Namen einer oder mehrerer der vorgenannten Verwaltungsbehörden stellt.]


[Artikel 4 § 1 Absatz 2 ist auf die in Artikel 13 erwähnten Behörden anwendbar, deren Personalmitglieder einer Regelung unterliegen, die der Rechtsstellung entspricht, die für Personalmitglieder einer Provinz oder einer Gemeinde gilt, auf die Titel 2 für anwendbar erklärt worden ist.


Absatz 3 ist ebenfalls anwendbar auf alle statutarischen Personalmitglieder, die in einem öffentlichen Sozialhilfezentrum oder in öffentlichen Einrichtungen und öffentlich-rechtlichen Verbänden, die von Provinzen oder Gemeinden abhängen, beschäftigt werden.]


Was die Gemeinschaften und Regionen betrifft, kann der in Absatz 1 erwähnte Königliche Erlass auch andere Maßnahmen zur Neuverteilung der Arbeit mit teilweisem Lohnausgleich vorsehen, unter der Bedingung, dass


1. zusätzliche Stellen geschaffen werden,


2. die betreffende Gemeinschaft oder Region einen Finanzplan vorlegt, aus dem hervorgeht, dass diese Maßnahmen zur Neuverteilung der Arbeit keine Folgen für die föderale Staatskasse haben.


[...]

[Art. 14 Abs. 1 ersetzt durch Art. 2 des G. (I) vom 22. Dezember 2008 (B.S. vom 28. Dezember 2008); neuer Absatz 2 eingefügt durch Art. 7 Nr. 2 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997) und ersetzt durch Art. 4 des G. vom 4. Juni 2007 (B.S. vom 24. August 2007); neue Absätze 3 und 4 eingefügt durch Art. 7 Nr. 2 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997); Abs. 6 aufgehoben durch Art. 7 Nr. 3 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997)]

[Art. 14bis - Für die in Artikel 13 erwähnten Behörden, deren Personalmitglieder einer Rechtsstellung unterliegen, die derjenigen entspricht, die auf die Personalmitglieder eines der in Artikel 2 erwähnten öffentlichen Dienste anwendbar ist, gilt für die Anwendung von Artikel 5 § 1 Absatz 2 des Königlichen Erlasses vom 24. Dezember 1993 zur Ausführung des Gesetzes vom 6. Januar 1989 zur Wahrung der Konkurrenzfähigkeit des Landes, bestätigt durch das Gesetz vom 30. März 1994 zur Festlegung sozialer Bestimmungen, der Unternehmensplan zur Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor, so wie er in Artikel 1 erwähnt ist, als anwendbar.]

[Art. 14bis eingefügt durch Art. 8 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997)]
TITEL 6 - Bestimmungen in Bezug auf die Pensionen

KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmungen

Art. 15 - Unbeschadet der Artikel 17 bis 20 sind die in den Artikeln 2, 12 und 14 erwähnten öffentlichen Dienste verpflichtet, die Einkünfte für die Zahlung der Ruhestands- und Hinterbliebenenpensionen sicherzustellen.


Art. 16 - Der König legt gegebenenfalls durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Modalitäten der Ausführung der im vorliegenden Titel erwähnten Verpflichtungen fest.

KAPITEL 2 - Sicherstellung der Einkünfte für die Zahlung der Ruhestandspensionen

Art. 17 - Das vorliegende Kapitel findet Anwendung auf öffentliche Einrichtungen, die dem Gesetz vom 28. April 1958 über die Pension der Personalmitglieder bestimmter Einrichtungen öffentlichen Interesses und ihrer Berechtigten unterliegen.


Art. 18 - Die in Artikel 17 erwähnten öffentlichen Einrichtungen sind verpflichtet, einen Betrag zu zahlen, der der Differenz entspricht zwischen einerseits den Beiträgen, die sie für die Finanzierung der Ruhestandspensionen ihrer ehemaligen Personalmitglieder geschuldet hätten, wenn die in den Artikeln 3 § 1, 7 § 1 [oder 10bis] erwähnten, definitiv ernannten Personalmitglieder von dem in den besagten Artikeln vorgesehenen Recht keinen Gebrauch gemacht hätten, und andererseits den Beiträgen, die von diesen öffentlichen Einrichtungen wirklich geschuldet werden. Der dieser Differenz entsprechende Betrag wird für die Finanzierung der Ruhestandspensionen der ehemaligen Personalmitglieder dieser öffentlichen Dienste verwendet. 


Der Beitrag, der für die Finanzierung der Ruhestandspensionen der ehemaligen Personalmitglieder dieser öffentlichen Einrichtungen bestimmt ist, wird nicht vom Gehalt der zur Ersetzung angestellten Personalmitglieder abgezogen, sofern und solange Letztere die in Artikel 3 § 1, 7 § 1 [oder 10bis] erwähnten Bediensteten ersetzen.

[Art. 18 Abs. 1 und 2 abgeändert durch Art. 9 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997)]
KAPITEL 3 - Sicherstellung der Einkünfte für die Zahlung der Hinterbliebenenpensionen

Art. 19 - § 1 - Das vorliegende Kapitel ist auf öffentliche Dienste anwendbar, für die für mindestens einen Teil der Personalmitglieder die Lasten der Hinterbliebenenpensionen [von der Staatskasse] getragen werden.


§ 2 - Das vorliegende Kapitel ist nicht auf öffentliche Dienste anwendbar, für die die Gehälter des Personals direkt zulasten der Staatskasse gehen.

[Art. 19 § 1 abgeändert durch Art. 54 des G. vom 12. Januar 2006 (B.S. vom 3. Februar 2006)]

Art. 20 - Die in Artikel 19 erwähnten öffentlichen Dienste zahlen [dem Föderalen Pensionsdienst] für die Finanzierung der Hinterbliebenenpensionen zu ihren Lasten einen Betrag, der der Differenz entspricht zwischen den Abzügen, die am Gehalt der in den Artikeln 3 § 1, 7 § 1 [oder 10bis] erwähnten Personalmitglieder vorgenommen worden wären, wenn sie von dem in den besagten Artikeln vorgesehenen Recht keinen Gebrauch gemacht hätten, und den Abzügen, die in Anwendung der Artikel 4 § 1, 5, 8 § 1 [oder 10ter] wirklich vorgenommen werden.

[Art. 20 abgeändert durch Art. 10 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997), Art. 55 des G. vom 12. Januar 2006 (B.S. vom 3. Februar 2006) und Art. 127 des G. vom 18. März 2016 (B.S. vom 30. März 2016)]
TITEL 7 - Verschiedene Bestimmungen und Schlussbestimmungen

Art. 21 - In den öffentlichen Diensten, wo Artikel 7 § 1 [oder Artikel 10bis] angewandt wird, wird bei einseitiger Auflösung des Arbeitsvertrags durch den Arbeitgeber die Kündigungsfrist, die dem Arbeitnehmer, der seine Leistungen verkürzt hat, notifiziert wird, so berechnet, als hätte er seine Leistungen nicht verkürzt. Die so berechnete Kündigungsfrist wird auch angewandt, um die in Artikel 39 des Gesetzes vom 3. Juli 1978 über die Arbeitsverträge vorgesehene Entschädigung zu berechnen.

[Art. 21 abgeändert durch Art. 11 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997)]

Art. 22 - Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Beamten, die mit der Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes beauftragt sind, und die Modalitäten dieser Kontrolle.


Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Weise, wie die repräsentativen Gewerkschaftsorganisationen an der Kontrolle der Einhaltung des vorliegenden Gesetzes beteiligt werden.


Art. 23 - Artikel 43 § 3 der am 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten wird durch folgenden Absatz ergänzt:


"In Abweichung von den vorhergehenden Absätze wird die in Artikel 5 des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor vorgesehene Ersetzung in dem Sprachenverhältnis vorgenommen, das auf Personalmitglieder des zentralen Dienstes mit gleichem Dienstgrad anwendbar ist. "

Art. 24 - In Artikel 3 § 1 des Königlichen Erlasses Nr. 442 vom 14. August 1986 über die Auswirkung bestimmter administrativer Stände auf die Pensionen der Bediensteten der öffentlichen Dienste, ersetzt durch das Gesetz vom 21. Mai 1991, werden die Wörter "Abwesenheitszeiträume aufgrund der Regelung des vorzeitigen Ausscheidens für die Hälfte der Arbeitszeit und der Regelung der Viertagewoche, die durch das Gesetz vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor eingeführt worden sind," zwischen den Wörtern "Nicht entlohnte Zeiträume ab dem 31. Dezember 1982, die aufgrund von Gesetzes- oder Verordnungsbestimmungen einem Zeitraum aktiven Dienstes gleichgesetzt werden," und den Wörtern "und in Anwendung von Artikel 2 zulässige Zeiträume der Laufbahnunterbrechung oder der Verkürzung der Arbeitsleistungen" eingefügt.


Art. 25 - In Artikel 5 § 1 Absatz 2 des Königlichen Erlasses vom 24. Dezember 1993 zur Ausführung des Gesetzes vom 6. Januar 1989 zur Wahrung der Konkurrenzfähigkeit des Landes, bestätigt durch das Gesetz vom 30. März 1994 zur Festlegung sozialer Bestimmungen, werden die Wörter "oder im Rahmen des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor" zwischen den Wörtern "Ein Teilausgleich des Einkommensverlustes infolge von Maßnahmen zur Neuverteilung der Arbeit im Rahmen der in Titel IV erwähnten Unternehmenspläne" und den Wörtern "oder in Unternehmen, für die anerkannt ist, dass sie sich in Schwierigkeiten befinden oder umstrukturiert werden," eingefügt.


Art. 26 - [...]

[Art. 26 aufgehoben durch Art. 9 des G. vom 19. Juli 2012 (B.S. vom 6. August 2012)]

Art. 27 - § 1 - Das vorliegende Gesetz tritt am ersten Tag des dritten Monats nach dem Monat, in dem es im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht wird, in Kraft.


Unbeschadet des Absatzes 1 tritt das vorliegende Gesetz für die in Artikel 2 erwähnten öffentlichen Dienste an dem Tag in Kraft, an dem, je nach Fall, der in Artikel 3 § 3 Absatz 1 erwähnte Königliche Erlass oder die Verordnung, die von der zuständigen Behörde aufgrund von Artikel 3 § 3 Absatz 2 festgelegt wird, in Kraft tritt.


Unbeschadet des Absatzes 1 tritt das vorliegende Gesetz für autonome öffentliche Unternehmen, für die Regie der Seetransporte und für die Regie der Luftfahrtwege an dem Tag in Kraft, an dem der in Artikel 12 § 2 Absatz 2 erwähnte Königliche Erlass in Kraft tritt.


§ 2 - [[Durch einen im Ministerrat beratenen Erlass kann der König der Anwendung der Artikel 9 § 3, 10quater § 2 und 12 § 1 ein Ende setzen, insofern diese Artikel sich auf die Befreiung von den Arbeitgeberbeiträgen zur sozialen Sicherheit beziehen.] Die Provinzen, Gemeinden und anderen Verwaltungsbehörden, auf die die Kapitel 2 und 3 von Titel 3 aufgrund von Artikel 14 für anwendbar erklärt worden sind, können bestimmen, dass laufenden Perioden freiwilliger Viertagewoche ab dem [1. Januar 2012] von Amts wegen ein Ende gesetzt wird.


Ab dem [1. Januar 2012] darf weder von dem Recht auf vorzeitiges Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit noch von dem Recht auf die freiwillige Viertagewoche, noch von dem Recht auf die in Artikel 12 § 2 erwähnten Maßnahmen Gebrauch gemacht werden.


Unbeschadet der Anwendung von Absatz 1 werden die am [31. Dezember 2011] laufenden Regelungen des vorzeitigen Ausscheidens für die Hälfte der Arbeitszeit und der freiwilligen Viertagewoche weiterhin durch das vorliegende Gesetz geregelt.]


§ 3 - [...]


[§ 4 - Die Anträge auf vorzeitiges Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit, die vor dem Datum des Inkrafttretens des Gesetzes vom 4. Juni 2007 zur Abänderung des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor eingereicht worden sind, werden durch die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes, so wie sie durch das vorerwähnte Gesetz vom 4. Juni 2007 abgeändert worden sind, geregelt.


Die am Datum des Inkrafttretens des Gesetzes vom 4. Juni 2007 zur Abänderung des Gesetzes vom 10. April 1995 über die Neuverteilung der Arbeit im öffentlichen Sektor laufenden Regelungen des vorzeitigen Ausscheidens für die Hälfte der Arbeitszeit werden weiterhin durch die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes, so wie sie durch das vorerwähnte Gesetz vom 4. Juni 2007 abgeändert worden sind, geregelt.


In Abweichung von den Absätzen 1 und 2 ist die Befreiung von den Arbeitgeberbeiträgen in Bezug auf das vorzeitige Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit und die freiwillige Viertagewoche weiterhin anwendbar auf die in Artikel 14 Absatz 2 erwähnten Verwaltungsbehörden, unter der Bedingung, dass das vorzeitige Ausscheiden für die Hälfte der Arbeitszeit und die freiwillige Viertagewoche den Bestimmungen der Titel 2 und 3 entsprechen, so wie diese Bestimmungen am Tag vor dem Datum des Inkrafttretens des vorerwähnten Gesetzes vom 4. Juni 2007 in Kraft waren, solange die Befreiung nicht Gegenstand eines in Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 ergangenen Königlichen Erlasses gewesen ist.]


[§ 5 - Ab dem Datum des Inkrafttretens des Gesetzes vom 19. Juli 2012 über die Viertagewoche und die Halbzeitbeschäftigung ab 50 oder 55 Jahren im öffentlichen Sektor wird die Höchstdauer für die freiwillige Viertagewoche auf 60 Monate festgelegt. Die Zeiträume vor diesem Datum fließen in diese Höchstdauer nicht ein.]

[Art. 27 § 2 ersetzt durch Art. 12 des G. vom 3. Dezember 1997 (B.S. vom 30. Dezember 1997); § 2 Abs. 1 abgeändert durch Art. 1 des K.E. vom 1. Juni 1999 (B.S. vom 16. Juli 1999), Art. 1 des K.E. vom 14. Dezember 2000 (B.S. vom 22. Dezember 2000), Art. 1 des K.E. vom 3. Oktober 2003 (B.S. vom 16. Oktober 2003), Art. 1 des K.E. vom 1. Februar 2005 (B.S. vom 14. Februar 2005), Art. 1 des K.E. vom 22. Februar 2006 (B.S. vom 26. April 2006), Art. 1 des K.E. vom 14. Februar 2008 (B.S. vom 22. Februar 2008), Art. 1 des K.E. vom 19. Dezember 2008 (B.S. vom 24. Dezember 2008), Art. 1 des K.E. vom 4. Februar 2011 (B.S. vom 9. Februar 2011) und Art. 10 Nr. 1 des G. vom 19. Juli 2012 (B.S. vom 6. August 2012); § 2 Abs. 2 abgeändert durch Art. 1 des K.E. vom 1. Juni 1999 (B.S. vom 16. Juli 1999), Art. 1 des K.E. vom 14. Dezember 2000 (B.S. vom 22. Dezember 2000), Art. 1 des K.E. vom 3. Oktober 2003 (B.S. vom 16. Oktober 2003), Art. 1 des K.E. vom 1. Februar 2005 (B.S. vom 14. Februar 2005), Art. 1 des K.E. vom 22. Februar 2006 (B.S. vom 26. April 2006), Art. 1 des K.E. vom 14. Februar 2008 (B.S. vom 22. Februar 2008), Art. 1 des K.E. vom 19. Dezember 2008 (B.S. vom 24. Dezember 2008) und Art. 1 des K.E. vom 4. Februar 2011 (B.S. vom 9. Februar 2011); § 2 Abs. 3 abgeändert durch Art. 1 des K.E. vom 3. Oktober 2003 (B.S. vom 16. Oktober 2003), Art. 1 des K.E. vom 1. Februar 2005 (B.S. vom 14. Februar 2005), Art. 1 des K.E. vom 22. Februar 2006 (B.S. vom 26. April 2006), Art. 1 des K.E. vom 14. Februar 2008 (B.S.  vom 22. Februar 2008), Art. 1 des K.E. vom 19. Dezember 2008 (B.S. vom 24. Dezember 2008) und Art. 1 des K.E. vom 4. Februar 2011 (B.S. vom 9. Februar 2011); § 3 aufgehoben durch Art. 10 Nr. 2 des G. vom 19. Juli 2012 (B.S. vom 6. August 2012); § 4 eingefügt durch Art. 6 des G. vom 4. Juni 2007 (B.S. vom 24. August 2007); § 5 eingefügt durch Art. 10 Nr. 3 des G. vom 19. Juli 2012 (B.S. vom 6. August 2012)]
